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Die katholische Kircflhe 1 Bundestagswahlkampf 1998

\Wählen stellen ın Demokratien ımmer eıne polıtısche Zäsur dar. Die amtıiıerende
Kegierung und dıe S1Ce tragenden Parteıen mussen ıhre Politik ebenso dem Urteil
der Bürger unterwerten W1€ die Opposıtionsparteıien, deren Bestreben darın
besteht, die Regierung abzulösen, selbst Regierungsverantwortung ber-
nehmen. Insotern bringen WYahlen wichtige demokratische Prinzıpien ZABBE Gel:
Lung W1e€e ZUIN Beıispiel, da{fß politische Herrschaft ımmer 1908 Herrschaft auft eıt
se1ın darf; da S1C 1n regelmäßigen Abständen LE  ®© legıtimıert werden MUu und da{fß
eın Austausch der polıtısch Herrschenden möglıch se1n mu{f$ Im Wıahlakt wırd
der demokratische Grundsatz, wonach alle Macht VO Volke ausgeht, zumındest
formal Wıirklichkeit. Die dem Wıahlakt selbst vorausgehenden Wochen und
Monate werden bestimmt VO Wettbewerb der un die Stimmen der Bürger WET-

benden Parteıien un!: iıhrer Kepräasentanten. Charakteristisch für diese Phase ISt
die besonders orofße Aufmerksamkeit, die dıe Parteıen der Offentlichkeit und
öffentlichen Ereignissen zute1l werden lassen. Das wıederum verschafft neben
den gesellschaftlıchen Verbänden auch den Relig1onsgemeinschaften yünstıge
Voraussetzungen, iıhren Anlıegen un Interessen gegenüber der Politik nach-
rücklicher als Gehör verschafften.

Stellungnahmen der Kırche 1m Wahlkampf
Vor diesem Hıntergrund sınd dıe Bemühungen der katholischen Kırche Z sehen,
sıch mıt eigenen Stellungnahmen 1n den Wahlkampf einzuschalten un ıhre OS1-
tionen wiıchtigen politischen, so7z1alen und gesellschaftlichen Problemen ZUur

Diskussion stellen *. Dabel soll deutlich werden, W1€ orofß dıe (Nicht-)Über-
einstımmung zwıschen den Vorstellungen der katholischen Kıiırche und den VCI-

schiedenen Parteıen 1St Auf diese Weı1ıse haben die katholischen Christen dıe
Möglichkeıit, ıhre Wahlentscheidung danach auszurıichten, welche Parte1ı iıhrer
Kırche nächsten steht. Die katholische Kırche hat deshalb 1n SOZCNANNLEN
‚Wahlhirtenbrieten“ immer wıeder, auch polıtisch, Stellung 1mM zwıschenparteıli-
chen Wettbewerb bezogen, W ds gelegentlich heftige öftfentliche Reaktionen her-
vorgerufen hat Hauptgegenstand der Kritik W al melstens eıne tatsächliche oder
vermeıntliche Wahlunterstützung der GDW /GSU durch die katholische Kırche*.

Es W ar deshalb keıne Überraschung, da{ß die katholischen Bıschöftfe aut iıhrer
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Frühjahrskonferenz 1n Bad Honneftft entschieden, auch ZU! Bundestagswahl 1998
ein Hırtenwort vorzulegen. Eın Verzicht darauf ware auch 1L1UT schwer begrün-
den SCWESCH. Zum eınen yalt 6S für die katholische Kırche, Kontinulntät be-
wahren. uch bestand be] den Medien eıne SCEWISSE Erwartungshaltung, der dıe
Bischöte TANN nıcht unbedingt nachkommen mußfßten, die 1aber doch be1 Ausblei-
ben e1lnes Hırtenwortes entsprechende Nachfragen ausgelöst hätte. Zum anderen
hätte 83861  - 1aber auch die Chance vertan, sıch öffentlichkeitswirksam für be-
stımmte, die Kırche drängende Probleme einzusetzen. Und schliefßßlich W Aar den
Bischöten sehr daran gelegen, da{f dıe katholische Kırche auch weıterhıin polıitisch
iıhren Platz 1ın der Gesellschaftt behauptet. Die Bischöte sıch außerdem
darın e1IN1g, sıch weder parteipolitisch festzulegen och tormelle Wahlprüfsteine
Zu verabschieden. Allerdings wollte LEL  = AaUuUs kırchlicher Sıcht eıner Reihe Ake
tueller Probleme w1e€e ZUTr Arbeıitslosigkeit oder Z Schutz des ungeborenen 112=
bens Stellung beziehen. Die ursprünglıche Planung sah VOTL, das Hırtenwort och
VOL der 5S>ommerpause veröffentlichen.

1Ne€e der ınhaltlıchen Grundlagen ür den Wahlhirtenbriet sollte das Wort der
beiden oroßen Kırchen ZABHS wirtschaftlichen un: soz1ı1alen Lage 1in Deutschland
se1IN. Hiertür CtiZtien sıch auch iıne Reihe katholischer Verbände W1€ das Deut-
sche Kolpingwerk, der Katholische Deutsche Frauenbun: oder der Bund Katho-
ıischer Unternehmer ein. Darüber hınaus versuchte Ianl seıtens der katholischen
Verbände, Finflu{(ß aut Themen un Inhalte des geplanten Wahlhirtenbriefs
nehmen. Jedoch unterschıieden sıch dıe Erwartungen zwıischen den Verbänden
Sanz beträchtlich. Nach Auffassung der Katholischen Arbeitnehmer-Bewegung
sollte auf jeden Fall vermıeden werden, da{fß Ianl mi1t dem Wahlautrut 1n dıe
Niähe der „C“-Parteıen gerückt werden könnte. Gleichwohl muü{fßten die Bischöte
deutlich Parte1ı Hür dıe Arbeıitslosen ergreıfen, sıch für die Famılıen einsetzen
un: die tinanzıelle Benachteiligung VO Eltern gegenüber Kınderlosen
mobil machen. Im Gegensatz a7zuı plädierte der Bundesvorsıtzende des Kol-
pingwerks un:! CDU-Bundestagsabgeordnete Heınz Schemken dafür, da{f dıe
Bıschöfe sıch mehr m1t dem nachlassenden Wertebewulßftsein betassen un: sıch
mı1t konkreten Außerungen Z Politik zurückhalten sollten. Wieder andere Ver-
bände hofften, da{ß die VO iıhnen verfolgten Anlıegen ebentalls 1mM Hırtenbrief
angesprochen wuürden. Konsens zwıschen den Verbänden bestand jedoch darın,
da{ß eıne einseıtige Festlegung Zugunsten eıner Parteı, W1e€e verklausuliert auch
iımmer, auf jeden Fall vermiıeden werden sollte. Inwıeweılt die Stellungnahmen
katholischer Verbände Finflu{fß auf den Inhalt des Wahlhirtenbriets C  Nn
haben, At sıch nıcht teststellen. Es dart 1aber ohl ANSCHOMMECN werden, da{ß
zumındest der umtangreiche Wahlaufruft der Vollversammlung des Zentralkomi-
vees der Deutschen Katholiken Eıngang 1n dıe Überlegungen der Deutschen Bı
schöftfe gerunden hat

Di1e Bischöte selbst haben sıch mI1t konkreten Außerungen ZUE Wahlkampf,
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SOWeIlt dies der Berichterstattung der Presse entnehmen 1St, aber zurückgehal-
S  } Der Bischof VO Essen, Hubert Luthe, hob die Optıion für die Arbeitslosen
hervor un beklagte den wahlkamptbedingten Stillstand be1 politischen Entsche1-
dungen. Der Erzbischof VO Berlin, Kardınal Georg Sterzıinsky, WAarnte nach-
drücklich dıe demokratischen Parteıen VO Bündnissen mıt Parteıen,
nachdem die Bıschöfe sowohl rechtsextremen als auch linksextremen Par-
telen eıne klare Absage erteılt hatten. Seıtens der Bischöte W ar INan zudem der
Meınung, da{fß Katholiken nıcht Mıtglieder der PDS se1ın könnten. Von daher rich-
LEL sıch die Warnung des Berliner Erzbischofs auch 1n ErSTeEeTr Lıinıe dıe SPID,
die 1n Sachsen-Anhalt m1T der PDS 1ne Tolerierungsvereinbarung getroffen hatte.
Daneben torderte das „Forum der Orden“ dıe Bischöte un: Ordensleitungen
2 A auf, die Parteien ZU Abschlufß eınes Fairneßabkommens drangen. We1-
terhin wurden dıe Parteıen 1ın eiınem oftffenen Briet der Arbeıtsgemeinschaft
Christlicher Kıirchen nachdrücklich davor SCWATNLT, die Ausländerproblematik
ZA0E Wahlkampfthema machen un: das Thema Ausländerteindlichkeit AaNZU-

heizen. Und schliefslich bemängelte der Vorsitzende der Deutschen Bischotskon-
ferenz, der aınzer Bıischof arl Lehmann, den Show- und Werbecharakter des
Wahlkampfs und dıe Vernachlässigung VO wiıchtigen konkreten Gestaltungspro-
blemen der Gesellschaft.

Das Hırtenwort der Bischöte

Auf solche Probleme sınd die Bıschöfe ann 1ın ıhrem „Wor Z Bundestagswahl
1998“ eingegangen, das, der ursprunglichen Planung, GFST vier Wochen
VOT der Bundestagswahl veröftffentlicht worden ISt Angesprochen wurden eıne
Vielzahl V C Problemen W1€e dıe deutsche Eınheıt, die Arbeıitslosigkeit, soz1ıale
und wirtschafrtliche Probleme, geistige Orıientierungslosigkeit, Ehe un: Famaıulie,
Fremdenfeindlıichkeıt, Asylpolitiık SOWI1E der europäaıische FEınıgungsprozefßs. Dies
SCS breite Themenspektrum konnte 1aber nıcht darüber hinwegtäuschen, da{ß die
Biıschöte eindeutige Stellungnahmen, die 1m Wahlkampf parteıpolıitisch hätten 1N-
strumentalıisıert werden können, weıtgehend vermıeden haben Die iınhaltlichen
Aussagen des Wahlhirtenbriets bewegten sıch entweder aut eıner Ebene des JEn
nerseıts-Andererseıits“ un!: des „Sowohl-Als-auch“ oder aber wurden Probleme
HU: neutral angesprochen, ohne da{ß ıhre Ursachen und die tür S1€Ee (Mıt-)Verant-
wortlichen ZENANNL wurden. Mıt dem Wahlhirtenbrief sollten den katholischen
Christen Gesichtspunkte für eıne verantwortliche Entscheidungsfindung die
and gegeben werden. Krıterien dafür sollten dıe Leistungen der Parteıen, ıhr
Menschenbild und Gesellschaftsverständnis und dıe VO iıhnen vorgeschlagenen
Problemlösungen se1n, 1aber auch die sachliche Kompetenz und die persönlichen
Überzeugungen der Bundestagskandıidaten. Fuür dıe Bischöte W ar HUF tolge-
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richtig, „auch die polıtischen Parteien und ihre Kepräsentanten ernsthaftt ach ıh-
1CT ethischen Grundorientierung und iıhrer relig1ösen Haltung befragen“ Und
S1e der Auftassung, da überzeugte Chrıisten Abgeordnete 1ın den nächsten
Deutschen Bundestag wählen sollten, dıe 1Ne€e relig1öse Fundierung iıhres Werte-
bewufstseins erkennen ließen. Gleichzeıitig wıesen die Biıschöte darauf hın, da{ß
Chrıisten dıe Ptlicht hätten, sıch all der W.hl beteiligen.

Der doch recht allgemeın gehaltene Tenor, 1n dem das „Wort ZUuin Bundestags-
ahl 1998“ Vergleich trüheren Wahlhirtenbriefen gehalten W al, Mag e1n —-

sentlicher Grund dafür SCWECSCH se1N, da{fß CS L1UTE autf eıne geringe öffentliche Re-
SONMNAanNnz gestofßen 1STt und auch keine weıteren öttentlichen Debatten provozıert
hat Es wurde A eınem Freıitag der Presse vorgestellt, da alle orößeren Tages-
zeıtungen mehr oder wenıger austührlich 1n ihren Wochenendausgaben darüber
berichteten, doch schon 1n den Montagsausgaben tand sıch keıine Zeıle mehr dar-
ber. uch bel den Parteıien stie{ß CS 1L1UTr autf sechr verhaltenen Wıiderhall Sowelılt
sıch 1€eSs ersehen Lafst, haben sıch keıine hochrangıgen Vertreter der Unionspar-
telen und der Freıien Demokraten Z geäußert. uch dıe Führungsspitze der
SPI) O: offensıichtlich keinen Anladfß, niäher aut den Wahlhirtenbriet einzugehen.
Man überlie{ß eıne öffentliche Stellungnahme dem stellvertretenden Parteivorsıt-
zenden Wolfgang Thıierse, der sıch 1n seıner Kommentierung jedoch L11UTFr auf Sanz
wen1ge Passagen bezogen hat Er würdigte ZW ar das Eıntreten der Bischöte für
mehr Arbeıtsplätze SOWI1Ee für soz1ale Gerechtigkeit als Bedingung für den vesell-
schaftlichen Zusammenhalt, doch monıl1erte zugleıch, da{ß nıcht L1UT darauft
ankomme, Werte erınnern, sondern da{ß darum gehe, Werte verwirkli-
chen. Ofttensichtlich ıhm dıe Aussagen der Bischöte ZUr Bundestagswahl

wen12 konkret.
Ahnlich selektiv sınd auch Sprecher VO Bündnıs 90/Di1e Grüunen mi1t dem Hır-

tenbriet vertahren. Die 1mM Hırtenbriet VO den Bischöten besonders hervorgeho-
bene yesellschaftliche Bedeutung VO Ehe un: Famılie nahmen ıhre Bundesvor-
standssprecherin Gunda Röstel SOWI1e die kırchenpolitische Sprecherıin Chrısta
Nıckels 7A7 Anlafs, für das Eheschließungsrecht homosexueller Paare einzutre-
FCH; dabe!1 ohl ıgnorierend, da{f dıe Bischöte ıne rechtliche Gleichbehandlung
der Ehe mMI1t „anderen Formen des Zusammenlebens“ schart verurteılt hatten.
Darüber hınaus warten S1Ee dem Wort ındırekte Wahlkampfunterstützung für die
Unionsparteıen VOTL, weıl 11194  = sıch gescheut hätte, diese als die Hauptadressaten
der bischöflichen Mängellıste benennen. Gleichwohl sahen dıe beiıden bünd-
nısgrünen Sprecherinnen 1m Hırtenwort 1n der Famılıien- und Ausländerpolitik
ausreichend Ansatzpunkte, die Grüunen A4aUS christlich-katholischer Sıcht
wählen.
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Kritische Rezeption
Kritik Wahlhirtenbrief kam aber nıcht 1LLUTr VO einzelnen Parteıen un den
Medien, sondern auch AaUS katholischen Laı:enorganıisationen W1€ dem Bund der
Deutschen Katholischen Jugend. Ihre Sprecherin wart den Bischöten eıne Unter-
stutzung der aktuellen Regierungspolıitik VOL, weı]l S1Ce die Sıtuation auft dem Ar-
beitsmarkt beschönigt hätten, während die Inıtıatıve Kırche VO iıhren „De-
vormundenden Stil“ krıitisierte. Die insgesamt moderate Kritik Wahlhirten-
brief 1ST siıcherlich darauf zurückzuführen, da die deutschen Bischöte erhebliche
Vorsicht haben walten lassen, nıcht parteıpolıtisch vereinnahmt werden.
[)as 1St ıhnen vermutlich auch gyelungen, allerdings den Preıs, da{ß$ ach kürze-
QteT eıt nıemand mehr VO Hırtenbriet gesprochen hat; selbst die Bischöte sınd
nıcht mehr öffentlichkeitswıirksam darauf zurückgekommen. ber parte1poli-
tisch neutral, W1€ sıch der Hırtenbriet gyegeben hat, W ar CI: be1 SCHAUCICIL Hınse-
hen nıcht. Insotern hatten die Grunen mıt ıhrem Vorwurf, schone allzusehr die
vegenwartıge Regierung un!: die Unionsparteıen, nıcht ganz unrecht. So hatten
die Bıschöte weıtgehend die Eınschätzung der Bundesregierung übernommen,
ach deren Auffassung der Tiefpunkt der wiırtschaftlichen Entwicklung ber-
schritten se1l uch die kritischen Austührungen ber dıe rechtliche Gleichbe-
handlung VO Ehe un!: „anderen Formen des Zusammenlebens“ VO  — allen
SC diesbezügliche Bestrebungen bei Bündnıs 90/1)I1e Grünen, der SPD und
der FDP gerichtet. Allerdings W ar dies e1ıne Posıtıon, die die katholische Amtskıir-
che schon ımmer vertreien hat un die S1e Jjetzt 1LLUT och einmal bekräftigte. Auf-
tallıg auch die sehr 7zurückhaltenden Ausführungen Z Ausländerpolitik,
nachdem INa  z einıge eıt UVOo dıe Abschiebepraxıs der Bundesregierung 1n dıe-
SCI rage och stark krıtisıert hatte. Diese ındırekte Parteinahme zugunsten der
Unionsparteıen 1e18 sıch aber LLUT be1 eıner intensıven Auseinandersetzung mıt
dem Text herauslesen.

Die Rezeption des Wahlhirtenbriets riet wıederum eıne Reaktion der Bischöte
hervor. Biıschof Lehmann monı1erte, da{fß sıch dıe Kritiker häufıig Nnur auf solche
Passagen onzentriert hätten, dıe, Je ach Ba entweder auf ıhr Getallen oder
Mi{fstallen vestofßen selen. Dabe bezog sıch VOT allem auf dıe Reaktionen der
Gruüunen SOWI1eEe autf die Kritik den Passagen ZUr Ausländerpolitik. Zugleich WwI1es
Lehmann 1aber auf eıne Selbstverständlichkeit hın, ındem G: darauft autmerksam
machte, da{fß der Text nıcht untehlbar Nal und I1a  - ber ıhn sprechen un: streıten
sollte. ber dazu hat der WYahlhirtenbriet nıcht yenügend Anstöße gCHC-
ben ber dıe Gründe annn FEULT: spekuliert werden. Vielleicht hätten die Unıions-
parteıen und die CDU/CSU-Politiker 1m Bundeskabinett den Wahlhirtenbriet
aufgreıfen und sıch einzelne Passagen daraus eıgen machen sollen, autf
diese We1se ıhre CNZC Verbundenheıt mMI1t der katholischen Kirche demonstrie-
VEl Da S1Ee dies offensichtlich Sanz bewulfist nıcht haben, lag Au eınen
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ohl daran, da{fß dıe Aussagen 1m Wahlhirtenbrief eben LU sehr eingeschränkt als
ZUgUNSIEN der Unionsparteıen interpretiert werden konnten. Zum anderen W arlr

A4US Meınungsumfragen bekannt, dafß die WYıahlen 1ın den Bundesländern
entschıeden werden würden. Angesichts des dortigen geringen Katholikenanteıls
Aall der Bevölkerung W ar CS ür dıe C113 nıcht gerade Ortun, sıch allzu CN
mMI1t dem Wıahlhirtenbrief ıdentitizıeren. Insofern W ar s AaUS der Perspektive
der e  (= besten FA schweıgen. uch die Medien hatten eın Interesse daran,
dıe Stellungnahme der Bischöte Ü: Bundestagswahl ber eınen längeren e1lt-
14AaUI1l er Gegenstand ıhrer Berichterstattung rAB| machen. Daftfür W ar S1e Zzum e1-
11CH wen12 Ontrovers angelegt un 7A0 B anderen thematisch 1e] heterogen.

Die Zurückhaltung der Bischöfe, mi1t ıhrem Hırtenbriet 1m Wahlkampf polıtı-
sche Kontroversen auszulösen und parteipolitisch ZUguUuNsteN der „C“-Parteıen
Stellung beziehen, könnte 7wWe]1 Gründe gehabt haben Eıner davon dürtfte
darın bestanden haben, da{ß sıch die Bischöfe nıcht die Türen eıner künftigen
Regierungskoalition us Soz1aldemokraten und Grünen verschliefßen wollten, de-
IS Wahrscheinlichkeit Ve) allen demoskopischen Umfragen betont wurde. Eın
anderer un ohl eher zutretfender Grund W arlr aber, da{fß die Bischöte VO eıner
rot-grunen Regierungskoalıtion keıine oravıerenden, die Interessen der Kırche
verletzenden Veränderungen erwarteien In diesem Sınne stellte der Fuldaer
Erzbischof Dyba, der yemeınhın AB konservatıven Flügel der deutschen Bı-
schöte gezäahlt wiırd, 1n eınem Statement Hür den Spiegel fest: PÜür dıe Kirche als
solche sehe ıch keıne bedrohliche Entwicklung VOTIAUS, egal, W1€e die GUe Regıe-
rung aussehen wırd Die Kıiırche 4annn sıch 1ın otffener Kontftrontation ebenso gul

« 4behaupten W1€ ‚RE schleichender Umarmung.
Dementsprechend verhalten annn auch die Stellungnahmen katholischer

Kreıise ZU Wahlergebnis. Die Deutsche Bischofskonferenz CI WArGLGLE keinen
grundlegenden Wandel 1m Verhältnis VO katholischer Kırche un: Bundes-
regıerung, zumal parlamentarısche Mehrheiten für weıterreichende Veränderun-
SCH 1mM Verhältnıis VO Staat und Kırche ohnehin nıcht gegeben waren. Gleichzei-
t1g wurden aber auch ıne Reihe VO Erwartungen vorgetragen, die INa  . VO der

Bundesregierung ertuüllt sehen wollte. Dabe1 wurde anderem aut die
Themen Ehe un: Famaıulıie, Steuern, Bündnıs für Arbeıt, Religionsunterricht un
Schutz des ungeborenen Lebens verwlıesen. Weniger zurückhaltend als dıe Bı-
schöte außerten sıch einıge katholische Verbände ZU Wahlergebnis, dıe, W1e€e dıe
Katholische Arbeıtnehmer-Bewegung, entweder den Regierungswechsel otfen be-
grüßten oder dıes, W1€ auch der einflußreiche Frankturter Soz1ialethiker Fried-
helm Hengsbach, mMi1t eıner Reihe VOIl Hoffnungen für ine bessere Politik VeEeI-

banden.
Mıt ıhrem „Wort ZAUIT Bundestagswahl 1998“ hat dıie katholische Kırche unmıt-

telbar 1n den Bundestagswahlkampf eingegriffen und insotern eın polıtisches
Mandat wahrgenommen. Im Gegensatz rüheren Zeıten wurde dıes VO keiner
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der Bundestagsparteien angezweıfelt, W as VOT allem darauf zurückzuführen IST;
da keıne eindeutige Wahlempfehlung vgegeben worden ı1ST un die Bischöftfe sıch
auch MI1 parteipolıitisch EINSCINSZECN AÄußerungen zurückgehalten haben
Dies wıederum jBAYS mıiıttlerweile veräiänderte Eınstellung der deutschen Bız
schöte T: Politik allgemeinen un den Parteıen 1111 besonderen, die 1aPA  1-

schen, vieler ach WIC VOI bestehender Meınungsunterschiede 7zwıschen DPo-
lıtık un Kırche doch sehr viel pragmatıscher geworden 1ST un Berührungsäng-
STE aum och kennt Darüber hınaus retlektiert die weıtgehend USSCWORCH:
Stellungnahme der Bischöte 1aber auch die veränderte Situation der katholi-
schen Lajienkirche Angesichts bedeutsamer, auch polıtisch wırksamer Pluralisıie-
rungsprozesse ” Ort hätte jede andere amtskirchliche Stellungnahme aller Wahr-
scheinlichkeit erhebliche innerkirchliche Auseinandersetzungen hervorgerufen
Allerdings 1ST auch nıcht übersehen, da{ß$ sıch das Wort der Kirchen den Me-
1en als 10BÄS Eıintagsfliege hat Inwıewelt 1€eSs MItL SIiHGHT Inhalt oder
DAUKE besonderen SITLL1AEIVeEnN Gegebenheıiten des Wahlkampfs zusammenhängt oder
1N€6 generelle Einfluß%abnahme der katholischen Kıirche Politik und Gesell-
schaft sıgnalısıert bleibt och SCHAUCI überprüfen Der Bundestagswahlkampft
998 wüuürde dıe These FEinflufßßverlustes jedentalls tutzen
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